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Vorwort

Diese Arbeit wurde im Sommersemester 2024 von der Juristischen und Wirtschafts‐
wissenschaftlichen Fakultät der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg als Ha‐
bilitationsschrift angenommen und will für die Rechtswissenschaft einen Beitrag
zur Etablierung des Partizipationsrechts als neues und eigenständiges Rechtsgebiet
leisten. Ebenso soll es diejenigen Forschungsdisziplinen, die sich intensiv mit dem
Phänomen der Partizipation befassen, in juristischer Hinsicht unterstützen.

Mit meinem Wechsel an die Universität Stuttgart, wo ich als Ministerialrat im
Hochschuldienst und Honorarprofessor den juristischen Lehrstuhl neu aufgebaut
habe, bot sich mir mit der Entwicklung des kurz darauf eingerichteten Masterstu‐
diengangs „Planung und Partizipation M. Sc.“ die Gelegenheit, die juristischen
Lehranteile des Curriculums forschungsmäßig durch die Etablierung eines demo‐
kratietheoretisch und öffentlich-rechtlich spannenden Forschungsschwerpunkts im
Partizipationsrecht zu unterfüttern. Dieses Buch stellt nun das zusammenfassende
und vertiefende Gesamtergebnis dieser Forschungstätigkeit aus den vergangenen
zwölf Jahren dar. Dabei greife ich an einigen Stellen (mitunter sogar mit identi‐
schen Formulierungen) auf meine Publikationen aus dieser Zeit zurück, die jedoch
sämtlich ausgewiesen, aktualisiert, weiterentwickelt und in geringen Teilen auch
korrigiert worden sind.

Ziel dieser Arbeit ist es, neben der Fundierung einen möglichst umfassenden
Überblick zum deutschen Partizipationsrecht im Sinn des hier vertretenen Begriffs‐
verständnisses zu bieten. Rechtsetzung, Rechtsprechung und Literatur sind umfas‐
send bis Februar 2023 – und punktuell bis Dezember 2023 – berücksichtigt.
Allerdings wäre es vermessen, angesichts der Vielfalt der Normen auf Bundes-
und Länderebene sowie der Dynamik dieses jungen Rechtsgebiets einen Anspruch
letzter Vollständigkeit zu erheben. In seltenen Fällen wird im Landesrecht mit bei‐
spielhaften Verweisen – überwiegend baden-württembergischer Natur – gearbeitet.
Außerdem bemühe ich mich um eine geschlechtersensible Sprache, soweit darunter
die Sache, die Lesbarkeit und die Verständlichkeit nicht leiden. Dies gilt etwa für
die Verwendung des Wortes „Gesetzgebung“ anstelle des tradierten Singularbegriffs
„Gesetzgeber“. In vielen Fällen aber ließ sich der Gebrauch des generischen Maskuli‐
nums nicht vermeiden, das (bekanntlich) alle Geschlechter umfassen soll.

Schließlich ist es eine schöne Tradition, das Vorwort auch als Ort der Danksagung
zu nutzen. So ist es mir zunächst ein Anliegen, meiner Hochschule (für öffentliche
Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg) nicht nur für die Arbeitsmöglichkeiten,
ohne die dieses Buch nicht möglich gewesen wäre, zu danken, sondern auch für die
großzügige Förderung der Open Access-Publikation trotz äußerst überschaubarer
Ressourcen. Ebenso danke ich Prof. Dr. Philip Kunig, Prof. Dr. Gerhard Robbers
und Prof. Dr. Andreas Voßkuhle für die Aufnahme der Arbeit in die von ihnen
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und dem Nomos-Verlag für die schnelle und professionelle Drucklegung.

Ganz besonders danke ich Prof. Dr. Winfried Kluth für seine Bereitschaft zur
Betreuung des Projekts als Habilitationsschrift, für vielfältige weiterführende Anre‐
gungen und – wie auch Prof. Dr. Michael Germann und Prof. Dr. Matthias Rossi –
für die Begutachtung der Arbeit. Mein weiterer Dank gilt Prof. Dr. Ortwin Renn, der
meine Aufmerksamkeit so nachhaltig auf das Phänomen der Partizipation gelenkt
hat, Prof. Dr. Arne Pautsch für zahlreiche intensive und freundschaftliche Diskus‐
sionen zur Erhärtung oder Korrektur von Standpunkten, sowie Prof. Dr. Angelika
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PetA Petitionsausschuss
PetAG Gesetz über die Befugnisse des Petitionsausschus‐

ses des Deutschen Bundestages (ohne Zusatz) oder
eines Landtages (mit Landeszusatz)

PetBüG Petitions- und Bürgerbeauftragtengesetz (Mecklen‐
burg-Vorpommern)

PetG Petitionsgesetz (mit Landeszusatz)
PKV Paulskirchenverfassung (Verfassung des Deutschen

Reiches vom 28.3.1949)
PlanSiG Planungssicherstellungsgesetz
PlfZV Planfeststellungszuweisungsverordnung
PlProt. Plenarprotokoll (mit Bundestags- oder Landeszu‐

satz)
ProdSG Produktsicherheitsgesetz
PSI-RL Richtlinie 2003/98/EG über die Weiterverwendung

der Informationen des öffentlichen Sektors (engl.:
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RLöP Richtlinie für die Behandlung von öffentlichen Pe‐
titionen (des Deutschen Bundestages)

RLP Rheinland-Pfalz
RLPVerf Verfassung für Rheinland-Pfalz
Rn. Randnummer
ROG Raumordnungsgesetz
S./s. Satz/Seite/siehe
SaarlVerf Verfassung des Saarlandes
Sächs Sächsisch
SächsEGovGDVO Sächsische E-Government-Gesetz-Durchführungs‐

verordnung
SächsTranspG Sächsisches Transparenzgesetz
SächsVerf Verfassung des Freistaates Sachsen
SchlHVerf Verfassung des Landes Schleswig-Holstein
SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
SeeAnlG Seeanlagengesetz
SenMitw(Bet)G Seniorenmitwirkungs(- und Beteiligungs)gesetz

(mit Länderzusatz)
SGB IX Neuntes Buch Sozialgesetzbuch
SGDIG Saarländisches Geodateninfrastrukturgesetz
SH Schleswig-Holstein
SIFG Saarländisches Informationsfreiheitsgesetz
SL Saarland
SLPG Saarländisches Landesplanungsgesetz
SN Sachsen
SNG Saarländisches Naturschutzgesetz
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
ST Sachsen-Anhalt (wie LSA)
StandAG Standortauswahlgesetz (von 2017)
StandAG a.F. Standortauswahlgesetz (von 2013)
StGB Strafgesetzbuch
StRGO Geschäftsordnung der Bayerischen Staatsregierung
StUG Stasi-Unterlagen-Gesetz
StVG Straßenverkehrsgesetz
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SÜG Sicherheitsüberprüfungsgesetz
SUIG Saarländisches Umweltinformationsgesetz
SUP Strategische Umweltprüfung
SUP-RL Richtlinie über die Prüfung der Umweltauswirkun‐

gen bestimmter Pläne und Programme
SUVPG Saarländisches Gesetz über die Umweltverträglich‐

keitsprüfung
TH Thüringen
Thür Thüringer
ThürBVVG Thüringer Gesetz über das Verfahren bei Bürgeran‐

trag, Volksbegehren und Volksentscheid
ThürEBBG Thüringer Gesetz über das Verfahren bei Einwoh‐

nerantrag, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid
ThürGGO Gemeinsame Geschäftsordnung für die Landesre‐

gierung sowie für die Ministerien und die Staats‐
kanzlei des Freistaats Thüringen

ThürGlG Thüringer Gesetz zur Inklusion und Gleichstellung
von Menschen mit Behinderungen

ThürKO Thüringer Kommunalordnung
ThürTG Thüringer Transparenzgesetz
ThürVerf Verfassung des Freistaates Thüringen
TierSchMVG Gesetz über Mitwirkungsrechte und das Verbands‐

klagerecht für anerkannte Tierschutzorganisatio‐
nen (mit Landeszusatz)

TierSchVKG Gesetz über das Verbandsklagerecht für Tierschutz‐
vereine (mit Landeszusatz)

TKG Telekommunikationsgesetz
UA Unterabsatz
UH-RL Umwelthaftungs-Richtlinie
UIG Umweltinformationsfreiheitsgesetz (des Bundes;

sonst mit Landeszusatz)
UI-RL Umweltinformations-Richtlinie
UKlaG Unterlassungsklagengesetz
UmwRG Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz
UN Vereinte Nationen
UNECE United Nations Economic Comission for Europe
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Urt. Urteil
USchadG Umweltschadensgesetz
UVP Umweltverträglichkeitsprüfung
UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung

(ggf. mit Länderzusatz)
UVP-RL Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung
UVwG Umweltverwaltungsgesetz (Baden-Württemberg)
UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
VAbstG Volksabstimmungsgesetz (mit Landeszusatz)
VAGBbg Volksabstimmungsgesetz Brandenburg
VaG M-V Volksabstimmungsgesetz Mecklenburg-Vorpom‐

mern
VBlBW Verwaltungsblätter für Baden-Württemberg
VDI Verein Deutscher Ingenieure e.V.
VEG Gesetz über den Volksentscheid (Weimarer Repu‐

blik)
VerfBrhv Verfassung für die Stadt Bremerhaven
VerfG Verfassungsgericht (mit Landeszusatz)
VerfGH Verfassungsgerichtshof (mit Landeszusatz)
VersG Versammlungsgesetz (des Bundes; sonst mit Lan‐

deszusatz)
VERW Die Verwaltung (Zeitschrift)
VerwArch Verwaltungs-Archiv, Zeitschrift für Verwaltungs‐

lehre, Verwaltungsrecht und Verwaltungspolitik
VGH Verwaltungsgerichtshof
VgV Vergabeverordnung
VHMPG Verhältnismäßigkeitsprüfungsgesetz (mit Landes‐

zusatz)
VIVBVEG Gesetz über das Verfahren bei Volksinitiative,

Volksbegehren und Volksentscheid (Nordrhein-
Westfalen)

VPetG Gesetz über Volkspetitionen (Hamburg)
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen

Staatsrechtslehrer
VVG HB Gesetz über das Verfahren beim Volksentscheid

(Bremen)
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VVVG Gesetz über Volksantrag, Volksbegehren und
Volksentscheid (Sachsen)

VVVVerfG Gesetz über das Verfahren bei Volksentscheid,
Volksbegehren und Volksbefragung nach Artikel 29
Abs. 6 des Grundgesetzes

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
WahlKostVO Wahlkostenerstattungsverordnung (Niedersach‐

sen)
WaStrG Bundeswasserstraßengesetz
WBO Wehrbeschwerdeordnung
WHG Wasserhaushaltsgesetz
WindSeeG Windenergie-auf-See-Gesetz
WRV Weimarer Reichsverfassung (Verfassung des Deut‐

schen Reiches vom 11.8.1919)
WürttVerf 1819 Verfassung des Königreichs Württemberg von 1819
ZaöRV Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und

Völkerrecht
ZDG Zivildienstgesetz
ZfBR Zeitschrift für deutsches und internationales Bau-

und Vergaberecht
Zf VP Zeitschrift für vergleichende Politikwissenschaft
ZG Zeitschrift für Gesetzgebung
ZNER Zeitschrift für Neues Energierecht
ZParl Zeitschrift für Parlamentsfragen
ZPol Zeitschrift für Politikwissenschaft
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZSE Zeitschrift für Staats- und Europawissenschaften
ZUR Zeitschrift für Umweltrecht
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